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Der Studierendenrat möge beschließen: 

Der Studierendenrat ist schockiert über den erneuten Verstoß gegen die Zivil-

klausel. Forschungsaufträge müssen im Lichte der Interessen der dahinter 

stehenden Geldgeber*innen bewertet werden. Folglich können Aufträge, die 

von der Rüstungsindustrie oder dem Militär bezahlt werden, nicht als unab-

hängige Grundlagenforschung  betrachtet werden. Militärische Geldge-

ber*innen, insbesondere wie im konkreten Fall das Pentagon, und Geldge-

ber*innen aus der Rüstungsindustrie sind kategorisch abzulehnen. Die Wis-

senschaft in gesellschaftlicher Verantwortung und die kritische Auseinander-

setzung mit Forschungszielen, auch bei Grundlagenforschung, muss in den 

Vordergrund gestellt und gefördert werden. Zivile Universitäten sind ziviler 

Forschung verpflichtet.  

Der SR fordert das Rektorat zu einer lückenlosen und transparenten Aufklä-

rung des aktuellen Falles und einer umfangreichen Überprüfung auf Einhal-

tung der Zivilklausel anderer Forschungsprojekte auf. 

Des Weiteren stellen wir uns gegen Diffamierungen von Menschen, die eine 

Forschung in gesellschaftlicher Verantwortung fordern, als „militante Hass-

Pazifisten“ und verurteilen Veranstaltungen, die eindeutig dazu dienen, reakti-

onären Kräften ein Forum an der Universität Bremen zu bieten.  

Der aktuelle Vorfall hat wieder einmal gezeigt, dass die Selbstverpflichtung auf 

Einhaltung der Zivilklausel nicht ausreicht. Für den SR muss die Konsequenz 

hieraus die Verankerung der Zivilklausel im Bremischen Hochschulgesetz 

sein.  

 
 


